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Änderung der Sozialverordnung (SV)

Änderung vom 16. September 2014

Der Regierungsrat von Solothurn
gestützt auf §§ 152 Absatz 2 und 173 des Sozialgesetzes (SG) vom 31. Janu-
ar 20071)

beschliesst:

I.
Der  Erlass  Sozialverordnung (SV)  vom 29. Oktober 20072) (Stand 1. Janu-
ar 2013) wird wie folgt geändert:

§  93 Abs. 1 (geändert), Abs. 1bis (neu), Abs. 1ter (neu), Abs. 3 (geändert)

Abweichungen von den SKOS-Richtlinien, § 152 SG (Sachüberschrift geän-
dert)
1 Von den von der  Schweizerischen Konferenz  für  Sozialhilfe  erlassenen
Richtlinien (SKOS-Richtlinien) gelten folgende Abweichungen:
a) (geändert) Sanktionen: Der Grundbedarf kann bei Plichtverletzun-

gen bis zu 30% gekürzt werden. Bei wiederholten, schweren Plicht-
verletzungen kann auf Nothilfe herabgesetzt werden.

b) (geändert) Wohnkosten: Diese werden maximal bis zur ortsüblichen
Höhe vergütet.  Kosten für Mietkautionen werden nicht übernom-
men. Missbräuchlich hohe Mietkosten dürfen von Beginn der Unter-
stützung an auf die ortsüblichen Höhe herabgesetzt werden.

c) (geändert) Mit Ausnahme von schmerzstillenden Massnahmen dür-
fen die Kosten für Zahnbehandlungen erst nach einer Bezugsdauer
von mehr als sechs Monaten und nur zum sozialversicherungsrechtli-
chen Taxpunktwert übernommen werden. Generell kann ein Selbst-
behalt von maximal 10% pro Person und abschliessender Behand-
lung erhoben werden. Kostet eine Zahnbehandlung mehr als 1'000
Franken, ist die Meinung eines Vertrauenszahnarztes einzuholen.

d) (geändert) Die Ausgaben für eine Hausrat- und Haftplichtversiche-
rung werden aus den Mitteln des Grundbedarfs gedeckt.

e) (geändert) Die Entschädigung für auswärtige Verplegung beträgt
maximal 6 Franken pro Tag.

f) (neu) Umzug:  Kosten  für  professionelle  Umzugsunternehmungen
werden nur in begründeten Ausnahmefällen übernommen.

g) (neu) Integrationszulagen  (IZU,  MIZ):  Eine  Integrationszulage  von
maximal 200 Franken kann nur für die Teilnahme an einem qualif-
zierenden Integrationsprogramm ausgerichtet werden. Andere Inte-
grationszulagen sind ausgeschlossen.

1) BGS 831.1.
2) BGS 831.2.
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h) (neu) Einkommensfreibetrag: Für ein volles Pensum sind 400 Franken
pro Monat anzurechnen. Lehrlingslohn und Entschädigung für ein
Praktikum berechtigen nicht zu einem Einkommensfreibetrag.

i) (neu) Kumulation:  Die  Obergrenze  der  kumulierten  Einkommens-
freibeträge und Integrationszulagen beträgt 600 Franken pro Haus-
halt.

j) (neu) Vermögensfreibetrag: Der Vermögensfreibetrag beträgt 2'000
Franken für Einzelpersonen, 4'000 für Ehepaare und 1'000 Franken
für jedes minderjährige Kind, maximal jedoch 5'000 pro Familie.

k) (neu) Eigentum, Besitz und Benutzung eines Autos: Wer ein Auto
nicht aus gesundheitlichen oder berulichen Gründen zu Eigentum
hat, besitzt oder benutzt, dem werden die Sozialhilfeleistungen um
den Wert der Aufwendungen (Vermögenswert und Betriebskosten)
gekürzt. Wird ein Auto von verwandten oder bekannten Personen
zur Verfügung gestellt, wird der Wert dieser Naturalleistung als Ein-
nahme berechnet. Um den anrechenbaren Wert zu berechnen, gel-
ten in beiden Fällen allgemein anerkannte Taxschemen.

l) (neu) Auslagen für Urlaub und Erholungsaufenthalte werden nicht
über Sozialhilfe fnanziert.

m) (neu) Die Richtlinien zur Berechnung von Elternbeiträgen werden
nicht angewendet.

n) (neu) Die Pauschale für bedürftige Personen in stationären Einrich-
tungen beträgt 300 Franken.

1bis Junge Erwachsene erhalten nur im Ausnahmefall Unterstützungsleistun-
gen, die ein eigenständiges Wohnen ausserhalb des Elternhauses ermögli-
chen. Ist das eigenständige Wohnen gerechtfertigt,  gelten zusätzlich die
nachfolgenden Ausnahmen von den SKOS-Richtlinien:
a) Grundbedarf für den Lebensunterhalt (GBL): Die Ansätze gelten mit

einer Kürzung von 20%.
b) Wohnkosten: Diese werden grundsätzlich nur bis zur Hälfte der orts-

üblichen Höhe vergütet. Dieser Kostenrahmen kann ausnahmsweise
überschritten werden, wenn nachweislich kein Wohnraum innerhalb
dieses Preissegments verfügbar ist.

c) Integrationzulage: Wird eine Berufsausbildung absolviert, kann eine
Integrationszulage von maximal 100 Franken ausgerichtet werden.

Für junge Erwachsene, welche mit eigenen Kindern zusammenleben, gel-
ten die genannten Einschränkungen nicht.
1ter Teuerungsausgleiche  auf  den  Grundbedarf  für  den  Lebensunterhalt
werden nicht automatisch übernommen. Diese sind durch den Regierungs-
rat nach Anhörung der Einwohnergemeinden zu beschliessen.
3 Personen, die mit rechtskräftigem Nichteintretens- oder Abweisungsent-
scheid weggewiesen werden und solche die Mehrfachgesuche gestellt ha-
ben, erhalten keine Leistungen nach den SKOS-Richtlinien. Sie sind nur im
Rahmen der Nothilfe zu unterstützen. Vorbehalten bleiben Härtefälle. Der
Regierungsrat erlässt Richtlinien. Diese gelten auch für die reguläre Sozial-
hilfe im Falle von Sanktionen gemäss Ansatz 1 Buchstabe a).

II.
Keine Fremdänderungen.
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III.
Keine Fremdaufhebungen.

IV.
Diese Änderung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. Vorbehalten bleibt das
Einspruchsrecht des Kantonsrates.

Solothurn, 16. September 2014 Im Namen des Regierungsrates
 
Peter Gomm
Landammann
 
Andreas Eng
Staatsschreiber

RRB Nr. 2014/1623 vom 16. September 2014.
Veto Nr. 334, Ablauf der Einspruchsfrist: 17. November 2014.
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